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Am 29. März 2023 hat das Ministerium für Digitales, Kultur, Medien und Sport den
Entwurf eines Mediengesetzes veröffentlicht, das den Regelungsrahmen für
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten im Vereinigten Königreich reformieren
soll. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, ungleiche Bedingungen im Verhältnis zu
Streaming-Diensten zu beseitigen und seit Langem geltendes Rundfunkrecht mit
Blick auf die Veränderungen in der globalen Medienlandschaft zu modernisieren.
Eingebracht wird der Gesetzentwurf vor dem Hintergrund des laut
Kulturministerin Lucy Frazer „erbitterten Kampfes um Publikumswerbung und -
bindung“ auf dem Rundfunkmarkt, der mit den veränderten Gewohnheiten des
Konsums von Inhalten einhergeht, die traditionelle Rundfunkanstalten „unter
beispiellosen Druck“ bringen.

Öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten

Der Gesetzentwurf legt flexiblere Regeln dafür fest, welche Fernsehsendungen
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten ausstrahlen müssen und wie sie ihre
Verpflichtungen im Digitalzeitalter erfüllen. Aufgrund der neuen Regeln sind
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten (d. h. BBC, ITV, Channel 4, Channel 5, STV
und S4C) besser in der Lage, sich an die wandelnden Nutzungsgewohnheiten der
Konsumentinnen und Konsumenten, die zunehmend über digitale Dienste
fernsehen anstatt über traditionellen, „linearen“ Rundfunk, anzupassen und so
mit großen Streaming-Diensten zu konkurrieren. Falls der Entwurf angenommen
wird, werden Online-Sendungen bei der Erfüllung des öffentlich-rechtlichen
Auftrags dieser Rundfunkanstalten angerechnet und nicht nur linear ausgestrahlte
Sendungen, wie es nach heutigem Stand der Fall ist. Das Office of
Communications (britische Medienaufsichtsbehörde – Ofcom) wird zudem mit
neuen Befugnissen ausgestattet, mithilfe derer es von den öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten im Falle der Unterversorgung einer Zielgruppe verlangen
kann, mehr von einer bestimmten Sendungsart auszustrahlen.

Ebenso sieht der Mediengesetz-Entwurf vor, dass Channel 4 (der weiterhin im
Besitz der öffentlichen Hand bleibt) eigenen Inhalt produzieren darf und nunmehr
rechtlich verpflichtet ist, seine langfristige finanzielle Tragfähigkeit sicherzustellen
und seinen öffentlich-rechtlichen Auftrag zu evaluieren (was bisher das Ofcom
übernahm). Die Erfüllung dieser Verpflichtung wird dadurch gewährleistet, dass
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Channel 4 vermehrt Finanzberichte veröffentlichen und auch dem Ministerium für
Digitales, Kultur, Medien und Sport jährlich einen Bericht vorlegen muss. Diese
Änderungen entsprechen dem Standpunkt, den die Regierung bereits in ihrer
Verlautbarung zu Channel 4 im Januar 2023 geäußert hat.

Video-on-Demand-Programmangebot

Die Bestimmungen des Entwurfs zielen darauf ab, VOD-Dienste stärker in die
Verantwortung zu nehmen und die Diskrepanzen zwischen den Regeln für
traditionelle Rundfunkanstalten und jenen für VOD-Dienstleister zu verringern.
Laut dem Ofcom konsumieren junge Erwachsene beinahe siebenmal weniger
Rundfunk-Fernsehen als über 65-Jährige. Zudem hat einer von fünf Haushalten im
Vereinigten Königreich die drei populärsten Streaming-Plattformen
abonniert (Netflix, Amazon Prime Video und Disney+). Die meisten VOD-Dienste
fallen jedoch nicht unter den Rundfunkkodex des Ofcom, der inhaltliche Standards
im Hinblick auf Richtigkeit sowie auf schädliches und beleidigendes Material im
Fernsehen vorsieht. Manche Dienste sind im Vereinigten Königreich auch
überhaupt nicht reguliert.

Gemäß dem Gesetzentwurf sollen allgemeine, auf das Vereinigte Königreich
fokussierte VOD-Dienste Regeln unterliegen, die jenen ähneln, die bereits für
lineares Fernsehen gelten. Dadurch soll das Publikum (einschließlich Kinder)
einheitlicher vor einem breiten Spektrum an schädlichem Material geschützt
werden, etwa vor irreführenden gesundheitsbezogenen Aussagen. Nutzerinnen
und Nutzer von VOD-Diensten werden sich offiziell beim Ofcom beschweren
können, dessen Pflichten im Hinblick auf die Bewertung der Maßnahmen zum
Publikumsschutz auf VOD-Diensten und gegebenenfalls das Ergreifen
angemessener Maßnahmen zur Durchsetzung der Standards mittels Geldstrafen
gestärkt werden. Die neuen Befugnisse des Ofcom sollen für VOD-Dienste der
„Kategorie 1“ gelten (d. h. für Dienste, die voraussichtlich größer und
reichweitenstärker sind und ein höheres Risiko aufweisen); das sind jene, die von
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (außer der BBC) angeboten werden
sowie jene, die das Ministerium unter Kategorie 1 klassifiziert (darunter können
Dienste aus dem Vereinigten Königreich oder dem Ausland fallen).

Der Gesetzentwurf sieht auch Änderungen an den Regeln für „Listenereignisse“
vor. Diese sollen dazu beitragen, dass Ereignisse von nationalem Interesse (deren
Liste vom Kulturministerium erstellt wird und die beispielsweise
Sportgroßveranstaltungen wie das Finale des Wimbledon-Turniers und die
Olympischen Spiele umfassen) von einem möglichst breiten Publikum live und
kostenfrei gesehen werden können. Der derzeit geltende Rahmen bezieht sich auf
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten (da nur sie die Schwellenwerte
weitgehend erreichen, die nötig sind, um Inhalte für ein ausreichend großes
Publikum zugänglich zu machen). Die vermehrte Verfügbarkeit von Breitband-
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und mit dem Internet verbundenen Geräten bedeutet allerdings, dass auch nicht
öffentlich-rechtliche Dienste den für das Anbieten dieser Veranstaltungen
erforderlichen Schwellenwert erreichen könnten. Der Gesetzentwurf bezieht
darum VOD-Dienste in die Regeln für Listenereignisse ein; sie werden
Listenveranstaltungen aber nur dann übertragen dürfen, wenn eine öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt die Veranstaltung ebenfalls überträgt oder das Ofcom
zustimmt.

Hörfunk

Da auch im Hörfunk ein Übergang von der analogen Vergangenheit zur digitalen
Zukunft stattfindet, werden kommerzielle Radiosender ebenfalls von höherer
Flexibilität profitieren. Der Gesetzentwurf sieht die Lockerung von (in den 1980er-
Jahren entwickelten) lizenzbasierten Verpflichtungen hinsichtlich Inhalt und
Format vor, die die Ausstrahlung bestimmter Musikrichtungen oder die
Konzentration auf bestimmte Altersgruppen beinhalten. Die Reformen sollen diese
Verpflichtungen durch neue Anforderungen an kommerzielle Sender ersetzen,
wonach diese sowohl überregionale und lokale Nachrichten als auch relevante
lokale Informationen (wie Verkehrs- und Reiseinformationen) ausstrahlen müssen,
um die Bedeutung und den Wert dieser Dienstleistungen für die Öffentlichkeit
widerzuspiegeln. Gemäß dem Gesetzentwurf werden die Sender zudem dazu
befugt sein, ihr Angebot ohne Zustimmung des Ofcom zu ändern und anzupassen,
woraus sich für die Branche eine Kostenersparnis ergibt.

Ein weiteres Ziel des Gesetzentwurfs besteht darin, angesichts der wachsenden
Nutzung konkurrierender großer, netzbasierter Plattformen, die zu einer
Abwanderung des Publikums beitragen, die Zahl der Hörerinnen und Hörer
britischer Radiosender stabil zu halten. Zu diesem Zweck gewährleistet der
Gesetzentwurf den Zugang zu britischen Radiosendern mittels vernetzter
Lautsprecher (Smart Speaker). Insbesondere sieht der Gesetzentwurf Reformen
vor, um die Position von britischen Radiosendern auf vernetzten Audiogeräten mit
Sprachaktivierung zu schützen, indem die Plattformen für vernetzte Lautsprecher
wie Amazon und Google dazu verpflichtet werden, den Zugang zu allen
konzessionierten landesweiten und Bürgerrundfunksendern aus dem Vereinigten
Königreich als Reaktion auf die Sprachaufforderungen der Hörerinnen und Hörer
zu gewähren. Gemäß dem Gesetzentwurf ist es den Plattformen nicht gestattet,
den Sendern eine Hosting-Gebühr für die Bereitstellung ihrer Live-Dienste in
Rechnung zu stellen und die Sendungen dieser Radiostationen mit ihrem eigenen
Werbeinhalt zu überlagern.

Regeln für die Herausstellung und die Zugänglichkeit und Regulierung der Presse

Der Mediengesetz-Entwurf sieht vor, dass große Online-Fernsehplattformen wie
smarte Fernsehgeräte, Set-Top-Boxen und Streaming-Sticks dazu verpflichtet
sind, einschlägige Dienste öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten (etwa BBC
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iPlayer, ITVX, All4, My5, S4C’s Clic und STV Player) herauszustellen und es den
Nutzerinnen und Nutzern zu ermöglichen, sie unkompliziert zu finden. Folglich
wird der Entwurf voraussichtlich die Verpflichtung zum Angebot und zur
Verbreitung („Must-Offer“ und „Must-Carry“) beinhalten sowie Regeln für die
Herausstellung der Abrufdienste öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten, da sich
das Nutzungsverhalten immer mehr in den Online-Bereich verschiebt.

Außerdem enthält der Entwurf neue Regeln, um VOD-Inhalt für Menschen mit Seh-
oder Hörbeeinträchtigung besser zugänglich zu machen. Streaming-Dienste sollen
dazu verpflichtet sein, Untertitel, Audiodeskription und Verdolmetschung in
Gebärdensprache anzubieten, um Menschen mit Behinderung zu unterstützen.
Für die Mehrheit der VOD-Sendungen sind Untertitel derzeit verfügbar, dies kann
jedoch von Dienst zu Dienst unterschiedlich sein; Audiodeskription und
Gebärdensprache sind dagegen seltener.

Darüber hinaus umfasst der Gesetzentwurf diverse andere Bestimmungen, etwa
die Aufhebung von Artikel 40 des Crime and Courts Act 2013 (Straf- und
Gerichtsgesetzes von 2013), dem zufolge Zeitungsverlage (im Fall der
Verabschiedung) verpflichtet gewesen wären, die Kosten eines möglichen
Gerichtsverfahrens zu tragen, wenn sie nicht Mitglied der anerkannten
Regulierungsbehörde sind, ungeachtet des Ausgangs des Verfahrens (Hintergrund
und Einzelheiten zu Artikel 40: siehe IRIS 2018-5/19).

Nächste Schritte

Der Mediengesetz-Entwurf (der in der Thronrede am 10. Mai 2022 offiziell
angekündigt wurde) erfolgt im Anschluss an die Veröffentlichung des Weißbuchs
der Regierung, in dem sie ihre Vision für den Rundfunksektor darlegt. Er steht im
Allgemeinen im Einklang mit dem Großteil der darin ausgesprochenen Vorschläge
und enthält keine großen Überraschungen. Der Entwurf wird nun voraussichtlich
den Gesetzgebungsprozess durchlaufen, bisher wurde jedoch noch kein
Zeitrahmen bestätigt. Die Regierung hat zudem erklärt, dass sie sich weiterhin
mit der Branche austauschen wird, damit gewährleistet ist, dass die in dem
Entwurf vorgesehenen Reformen ihren Absichten entsprechen und zu einer
Verbesserung der Qualität der Dienste für das Publikum führen.

Draft Media Bill (CP 822), Explanatory Notes, and Memorandum from the
DCMS for the Delegated Powers and Regulatory Reform Committee

https://www.gov.uk/government/publications/draft-media-bill

Mediengesetz-Entwurf (CP 822), Erläuterungen und Memorandum des
Ministeriums für Kultur, Medien und Sport für das Delegated Powers and
Regulatory Reform Committee (Ausschuss für übertragene Befugnisse und
Regulierungsreformen)
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DCMS, Up next - the government’s vision for the broadcasting sector (CP
671)

https://www.gov.uk/government/publications/up-next-the-governments-vision-for-
the-broadcasting-sector/up-next-the-governments-vision-for-the-broadcasting-
sector

Ministerium für Digitales, Kultur, Medien und Sport, „Nächster Schritt – die Vision
der Regierung für den Rundfunksektor“ (CP 671)

DCMS, Channel 4 to remain publicly owned with reforms to boost its
sustainability and commercial freedom

https://www.gov.uk/government/news/channel-4-to-remain-publicly-owned-with-
reforms-to-boost-its-sustainability-and-commercial-freedom

Ministerium für Digitales, Kultur, Medien und Sport, „Channel 4 bleibt durch
Reformen zur Stärkung seiner Nachhaltigkeit und seiner kommerziellen Freiheit in
öffentlicher Hand“
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